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Rechtssatz

Wenn das nationale Einkommensteuerrecht eines Mitgliedstaates in Bezug auf die im Mitgliedstaat ansässigen

Personen die steuermindernde Berücksichtigung persönlicher Verhältnisse vorsieht, so darf der Mitgliedstaat, soweit

eine Deckung in dem ihm zukommenden Steueranspruch besteht, diese Berücksichtigung der persönlichen

Verhältnisse unionsrechtlich nicht einseitig zurücknehmen, weil die Person ihre wirtschaftliche Betätigung auch in

einem anderen Mitgliedstaat ausübt oder ausgeübt hat (VwGH 20.12.2016, Ro 2015/15/0010, unter Hinweis auf EuGH

12.12.2002, C-385/00, F W L de Groot, Rz 98 A, EuZW 2003, 114 A mit ausführlicher Urteilsanmerkung). Es besteht

unionsrechtlich die primäre VerpCichtung des Ansässigkeitsstaates, die persönlichen Verhältnisse der

grenzüberschreitend Tätigen in gleicher Weise zu berücksichtigen wie jene der ausschließlich im Mitgliedstaat Tätigen.

Dieser VerpCichtung kann sich der Mitgliedstaat nicht dadurch entledigen, dass er Aufwendungen, die den

persönlichen Bereich der SteuerpCichtigen betreAen, zwar als einkommensmindernd anerkennt, sie aber durch eine

ausdrückliche gesetzliche Anordnung dem Bereich der Gewinnermittlung (als Betriebsausgabe) zuordnet. Die

Niederlassungsfreiheit gebietet es daher, grundsätzlich auch jenen Teil der PCichtversicherung in der

Sozialversicherung des Revisionswerbers, welcher der gewerblichen Tätigkeit im Rahmen des in Deutschland

gelegenen Gewerbebetriebes (Einzelunternehmen) zugeordnet werden kann und dort keine steuerliche

Berücksichtigung gefunden hat, von dem in Österreich zu besteuernden Einkommen in Abzug zu bringen. Als Folge

dessen können aber diese Sozialversicherungsbeiträge bei der für Zwecke des Progressionsvorbehalts erforderlichen -

nach österreichischem Recht vorzunehmenden - Ermittlung des Gewinnes des in Deutschland gelegenen

Gewerbebetriebes nicht (zusätzlich) in Abzug gebracht werden.
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